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Die NSA-Affäre, die Ausspähung deut-
scher Bürger durch den amerikanischen
Geheimdienst und die dabei gewährte Hil-
festellung der deutschen Dienste, hat bei
der Bundestagswahl so gut wie keine Rolle
gespielt – sonst hätte die Piratenpartei ein-
deutig besser abschneiden müssen, als sie
es getan hat. In der so genannten heißen
Phase des Wahlkampfes ist die Überwa-
chung der Internetkommunikation gegen-
über anderen Themen stark in den Hinter-
grund getreten. Die großen Parteien sind
offenbar davon ausgegangen, dass man hier
keine Punkte machen konnte,und die klei-
neren Parteien, sowohl die Grünen als auch
die Liberalen,haben eine auffällige Zurück-
haltung an den Tag gelegt. Das ist umso
bemerkenswerter, als es sich dabei doch
um eines ihrer Kernthemen gehandelt hat.
Erst die Enthüllung des Whistleblowers
Edward Snowden, dass die Amerikaner
auch das Handy der Kanzlerin abhörten,
hat die Debattenlage in Deutschland ver-
ändert. Mit einem Schlag war daraus eine
Abhöraffäre geworden, und wenn im Som-
mer alles bemerkenswert ruhig geblieben
war, so schlugen die Wellen der Empörung
jetzt hoch.

Dabei kann man nicht sagen, die Me-
dien hätten das Thema während des Wahl-
kampfes im Sommer heruntergespielt – im
Gegenteil: Wahrscheinlich haben sie so-
gar mehr darüber berichtet, als es damals
interessierte Nachfrage danach gegeben
hat. Blickt man auf den Verlauf der Debatte
über die Ausspäh- und Abhörpraktiken des
US-Geheimdienstes NSA zurück, so muss
man freilich auch jetzt den Eindruck ge-
winnen,dass die moralische Empörung im
Wesentlichen inszeniert war und dass die-
ses Bühnenereignis bei den Bürgern kaum
größere Resonanz gefunden hat – zunächst

war es medial inszeniert, danach politisch,
weil einige Politiker davon ablenken woll-
ten, wie unverantwortlich sie im Sommer
noch aufgetreten waren, als sie das Thema
herunterspielten und die Debatte für be-
endet erklärten. Vielleicht hat sich in der
indifferenten Reaktion des Publikums we-
niger ein Überdruss am Thema als an der
Art seiner Präsentation gezeigt. Irgend-
wann nämlich haben sich die Kampagnen
der moralischen Empörung erschöpft, und
der medial erzeugte Dauerstress der Erregt-
heit schlägt um in mürrische Indifferenz.
Letzten Endes hat die Bevölkerung ein fei-
nes Gespür für die politische Folgenlosig-
keit solcher Empörungskampagnen. Jene
sind mediale Events, die für einige Zeit die
Aufmerksamkeit des Publikums bündeln
und dann auch wieder enden. Ihr Zweck
besteht nicht in der Veränderung der poli-
tischen Agenda, sondern in der Fokussie-
rung von Aufmerksamkeit.

Dabei sind die Probleme, die durch die
Enthüllungen des ehemaligen NSA-Mit-
arbeiters Edward Snowden sichtbar ge-
worden sind, so relevant, dass sie eine ein-
gehende politische Debat-
te mit anschließenden Ent-
scheidungen und Maßnah-
men verdienten. Die vor-
dergründige moralische
Empörung hat jedoch den Zugang zu die-
sen politischen und technologiestrategi-
schen Fragen verstellt. Auch wenn man
nicht sogleich annehmen muss, sie sei we-
sentlich zu diesem Zweck in Szene gesetzt
worden, so ist das doch eines ihrer Ergeb-
nisse.Wir müssen darüber diskutieren, wo-
her eigentlich die große Dominanz der
USA in der Ausspähsoftware kommt, eine
Dominanz, die offenbar so groß ist, dass
man die Überwachung in Deutschland und
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Europa auch dann nicht blockieren könn-
te, wenn man dies politisch wollte. Was
fehlt, ist eben nicht nur der politische
Wille, sondern es fehlt auch die techno-
logische Fähigkeit, die NSA (und vermut-
lich auch deren britische Verbündete) in
Deutschland und Europa blind und taub
zu machen. Da könnte es sogar klug gewe-
sen sein, über einen politischen Willen erst
gar nicht zu reden, wenn von vornherein
klar ist, dass sich dieser Wille anschließend
bloß blamieren würde.

Aber es sind nicht nur Fragen der stra-
tegischen Ausrichtung einer europäischen
Technologiepolitik, sondern auch solche
der politischen Geschlossenheit der Euro-
päer und einer gemeinsamen Ausrichtung
ihrer Späh- und Abhöraktivitäten, die im
Kontext der NSA-Affäre bzw. der Snow-
den’schen Enthüllungen aufgeworfen wor-
den sind: Was eigentlich bedeutet es für
Europa als politischen Akteur, wenn sich
die europäischen Länder einzeln beim
amerikanischen Geheimdienst anstellen
und bitten, mitmachen zu dürfen? Die Bri-
ten haben das am offensivsten getan und
gemeinsam mit den Amerikanern die eu-
ropäische Internetkommunikation über-
wacht. Aber selbst die deutschen Dienste
haben offenbar dafür, dass ihnen amerika-
nische Spähsoftware zur Verfügung ge-
stellt wurde, mit Kooperationsbereitschaft
und der Preisgabe von Informationen »ge-
zahlt«. Statt einem hilflosen Gerede über
das Recht auf Privatheit sollte man mehr
über die technologiepolitische Schlafmüt-
zigkeit der Europäer sprechen und hier
nach Abhilfe suchen. Dabei kommt jedoch
ein sehr grundsätzliches Problem auf den
Tisch,über das man lieber nicht reden will:
das Verhältnis von strategischem Handeln,
rechtlichen Sicherungen und moralischem
Konsens.

Hierzulande herrscht in weiten Krei-
sen die Auffassung vor, wenn man etwas
partout nicht wolle, dann genüge es, be-
stimmte Fähigkeiten nicht zu entwickeln,
auf die zugehörigen Technologien zu ver-

zichten oder ihnen rechtliche Schranken
vorzuschieben und sich ansonsten auf de-
ren moralische Ächtung zu verlassen. Die
Inszenierung der moralischen Empörung
auf der politischen Bühne ist dieser Grund-
auffassung gefolgt. Ihre politische und ge-
sellschaftliche Folgenlosigkeit stellt nun
diese Grundauffassung in Frage. Die hat
nämlich die Reichweite von rechtlichen
Schranken und moralischen Ächtungen
falsch eingeschätzt; sie hat – naiv, wie man
sagen muss – unterstellt, dass das eigene
Staatsgebiet im Zeitalter des Internet eine
relevante Größe politischen Agierens und
rechtlicher Regelungen sei. Der häufiger
zu hörende Verweis auf die Souveränität
der Bundesrepublik Deutschland hat diese
Naivität erkennbar gemacht. Dabei war sie
nicht so sehr von den fortbestehenden ame-
rikanischen Sonderrechten in Deutschland
betroffen als durch die Vorstellung ge-
kennzeichnet, das Territorium eines Staa-
tes sei in dieser Frage eine relevante Rege-
lungsgröße. Der Geltungsraum von An-
griffsverzicht dürfte auch das eigentliche
Problem bei dem jetzt ins Gespräch ge-
kommenen No-Spy-Abkommen mit den
USA sein. Eigentlich ist es eine Binsenweis-
heit des Internet-Zeitalters, die aber in der
Politik noch nicht so recht angekommen
ist: dass der Raum,den man regulieren will
und muss, nicht mehr entlang von Territo-
rialität gedacht werden kann.

Offenbar sind die im Zusammenhang
mit der NSA-Affäre aufgetauchten Heraus-
forderungen keine, die mit den Mitteln der
Administration und der Moralkommuni-
kation zu bearbeiten sind.
Vielmehr fallen sie in den
Bereich des strategischen
Handelns, und das heißt,
dass man sich durch den
Verzicht auf die Entwicklung von Fähig-
keiten und ein Regime von Verboten, wenn
man dieses nicht global durchsetzen kann,
nur selbst hilf- und wehrlos macht. Hier
nämlich gilt, dass nur wer zur Ausspähung
anderer in der Lage ist, auch über die Fähig-
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keit zur Abwehr von Ausspähung durch an-
dere verfügt. Strategisches Handeln heißt,
dass man davon ausgehen muss, andere
nur zum Verzicht auf den Einsatz von Fä-
higkeiten bringen zu können, wenn man
selbst über diese Fähigkeiten verfügt und
reziprok darauf verzichtet, diese gegen die
anderen einzusetzen. Wer hier nichts zu
bieten hat, ist aus dem Spiel bzw. muss sich
wohl oder übel dem fügen, was andere
über ihn beschließen.

Ein gründliches Durchdenken der NSA-
Praktiken in Deutschland sollte dazu füh-
ren, dass wir bestimmte Überzeugungen,
in denen wir es uns bequem gemacht ha-
ben, zumindest überprüfen, wenn nicht
infrage stellen. Vor allem müssen wir uns
über die Kosten verständigen, die zu tragen
mit diesen Überzeugungen verbunden ist
– und die enden keineswegs beim Recht
auf Privatheit, sondern schließen Fragen
der nationalen Sicherheit sowie der Indus-
triespionage mit ein. Für eine solche De-
batte war die bundesdeutsche Gesellschaft
– noch – nicht reif. Man muss hoffen, dass
die politischen Entscheidungsträger in-
zwischen etwas weiter sind und damit be-
ginnen, über Projekte zur Abwehr von Aus-
spähung jenseits moralischer Empörung
nachzudenken. Womöglich ist es sinnvoll,
die Debatte über das Verhältnis von Privat-
heit und Sicherheit erst dann zu führen,
wenn der eigene Staat nicht derart düpiert
dasteht wie in der NSA-Affäre und Gegen-

maßnahmen als eigene Option ins Ge-
spräch bringen kann.

Es gibt aber noch einen zweiten Punkt,
über den man in diesem Zusammenhang
nachdenken muss, und das sind die Vo-
raussetzungen dafür, dass Europa irgend-
wann einmal als ein ernstzunehmender
politischer Akteur auftreten kann. Ohne
gemeinsame Fähigkeiten zum Ausspähen
anderer und zur Abwehr einer solchen
Ausspähung, also eine genuin europäische
Kontrolle der Internetkommunikation,
wird das nicht möglich sein, weil die Kos-
ten beim Aufbau solcher Fähigkeiten die
finanziellen Möglichkeiten eines jeden Ein-
zelstaates übertreffen würden. Diesen Um-
stand haben sich die US-Amerikaner ja
bislang zu nutzen gemacht. Damit aber
geht es nicht nur um eine Frage der Fä-
higkeiten, sondern auch um den gemein-
samen Willen, und da stellt sich die Frage,
ob die Briten dazu bereit sind oder sich
doch bloß als Juniorpartner und verlän-
gerter Arm der USA in Europa verstehen.
An der Beantwortung dieser Frage dürfte
sich, wenn es einem mit Europa ernst ist,
viel entscheiden. Unter anderem wird es
dann um die Frage gehen, wem die briti-
schen Loyalitäten gehören. Solange das
nicht geklärt ist, wird Europa ein strategi-
scher Krüppel bleiben. In diesem Sinne hat
die Aufarbeitung der NSA-Affäre und der
von Edward Snowden gelieferten Infor-
mationen noch gar nicht begonnen.
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